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Ordnung für das Vorgehen bei Verdachts-fällen 
von sexuellem Missbrauch Minderjähriger und 
erw achsener Schutzbefohlener durch kirchli-che 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich des 
Bistums Limburg (Intervent ionsordnung)

Auf der Grundlage der „ Leitlinien für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch Minderjähriger und erwachse-
ner Schutzbefohlener durch Kleriker, Ordensangehörige
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz“  (vgl. Amtsblatt 
2013, S. 608-613; nachfolgend: Leitlinien) werden die 
Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe bei Verdachts-
fällen von sexuellem Missbrauch Minderjähriger und
erwachsener Schutzbefohlener durch kirchliche Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter, die im Bereich des Bistums
Limburg bei kirchlichen Rechtsträgern im Sinne von
Art. 2 Abs. 1 und 2 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes in der jeweils geltenden Fassung tätig sind,
wie folgt geregelt.1

A. Erstansprache und Betreuung

1. Die beauftragten Ansprechpersonen (nachfol- 
gend weiterhin: Beauftragte bei Missbrauchsver- 
dacht) sind die originär zuständigen Personen zur 
Entgegennahme von Verdachtsfällen sexuellen
Missbrauchs Minderjähriger und erwachsener
Schutzbefohlener. Jedoch kann eine Meldungsent-
gegennahme bei direkter Ansprache durch mittelba-
re Betroffene auch durch die Präventionsbeauftrag-
ten geschehen, um die eingehenden Informationen

1 Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Folgenden auf eine ge- 
schlechtsneutrale Formulierung verzichtet. Es sind jedoch immer beide
Geschlechter im Sinne der Gleichbehandlung angesprochen, es sei
denn, zwingende Vorgaben bedingen etwas anderes.
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zu sichern. Der Präventionsbeauftragte informiert 
nach Abschluss der Informationsaufnahme unver-
züglich den Beauftragten bei Missbrauchsverdacht
und den Generalvikar; dem Meldenden teilen sie
die zu erfolgende Weiterleitung der Informationen 
im Erstkontaktgespräch mit.

2. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht nimmt 
erste Bewertung der Hinweise auf ihre Plausibilität
und im Hinblick auf das weitere Verfahren vor.

3. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht führt die 
Gespräche mit den Betroffenen sexuellen Miss-
brauchs (nachfolgend: Betroffene bzw. betroffene
Personen) und steht als deren Begleiter während
des gesamten Prozesses zur Verfügung.

4. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht (oder ggf. 
der Präventionsbeauftragte) erstellt mittels eines 
standardisierten Formulars ein schriftliches Erstan-
spracheprotokoll zu jedem Vorgang. Das Protokoll
und weitere relevante Informationen sind unverzüg- 
lich an den Generalvikar weiterzuleiten, der hierbei
und bei den anderen in dieser Ordnung genannten
Verfahrensschritten gemäß c. 480 CIC in enger Ab-
stimmung mit dem Diözesanbischof vorgeht.

5. Die betroffene Person wird zu einer eigenen Anzei- 
ge bei den Strafverfolgungsbehörden ermutigt und
bei diesem Schritt unterstützt.

6. In zu dokumentierenden Ausnahmefällen kann die 
Weiterleitung der personenbezogenen Daten der
betroffenen Person gemäß Nr. 4 auf ausdrücklichen
Wunsch der betroffenen Person unterbleiben. Die
Weiterleitung hat gleichwohl zumindest in anony-
misierter Form zu erfolgen. Der Name einer beschul- 
digten Person und eine Sachverhaltsschilderung 
sind in jedem Fall weiterzuleiten.

7. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht nimmt 
auch solche Hinweise auf, in denen der Beschul-
digte nicht im haupt- oder ehrenamtlichen Dienst
des Bistums Limburg steht oder stand. Der Beauf- 
tragte bei Missbrauchsverdacht vermittelt sodann 
den Kontakt zu den zuständigen Stellen.

8. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht berät die 
Betroffenen und ggf. deren Angehörige hinsichtlich
seelsorgerlicher bzw. therapeutischer Unterstützung
und hilft bei der Vermittlung.

9. Das Bistum Limburg stellt einen Seelsorger zur Ver-

fügung, sofern ein Betroffener den Wunsch äußert, 
ein seelsorgerisches Gespräch zu führen.

B. Einrichtung eines Intervent ionskreises

10. Für die Vorbereitung der gemäß den Leitlinien durch 
den Generalvikar zu treffenden Entscheidungen 
wird ein „ Interventionskreis für Verdachtsfälle von 
sexuellem Missbrauch Minderjähriger und erwach-
sener Schutzbefohlener durch kirchliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter“  eingerichtet (nachfolgend: 
Interventionskreis). Darüber hinaus nimmt sich der
Interventionskreis auch sonstiger im kirchlichen
Kontext aufgekommener Verdachtsfälle sexuali-
sierter Gewalt an und dient der hier notwendigen
Absprache über das weitere Vorgehen.

11. Unter dem Vorsitz des Generalvikars gehören als 
ständige Mitglieder dem Interventionskreis an:

- der Abteilungsleiter Kirchliches Recht, dem die
Koordination des Interventionskreises obliegt
(Koordinator), bei dessen Verhinderung beruft der
Generalvikar ad hoc einen anderen Kanonisten
und beauftragt ein anderes Mitglied des Interven-
tionskreises mit der Aufgabe der Koordination;

- der Justitiar (ggf. vertreten durch einen Juris-
ten aus der Abteilung Weltliches Recht in der 
Zentralstelle);

- der Leiter der Koordinationsstelle Prävention vor
sexualisierter Gewalt (ggf. vertreten durch einen
weiteren Präventionsbeauftragten).

Je nach Tätigkeit des Beschuldigten wird der Inter-
ventionskreis ergänzt um:

Pastoraler Dienst Dezernent Personal

Bischöfliches Ordinariat, 
Bischöfliches Offizialat, Dom-
kapitel, Kirchengemeinden

Dezernent Personal und ggf.
zuständiger Fachdezernent 
bzw. Offizial bzw. Domdekan

Einrichtungen und Verbände
im Zuständigkeitsbereich des
Dezernates Kinder, Jugend
und Familie

Dezernent Kinder, Jugend
und Familie oder durch 
Dezernenten delegierter
Mitarbeiter

Einrichtungen und Verbände
im Zuständigkeitsbereich
des Dezernates Schule und
Bildung

Dezernent Schule und Bil- 
dung oder durch Dezernen-
ten delegierter Mitarbeiter,
zzgl. Dezernent Personal bei
gestellten Pastoralpersonal

Einrichtungen und Verbände
im Bereich der Caritas

Diözesancaritasdirektor oder
durch diesen delegierten
Mitarbeiter
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C. Informat ion und Untersuchungsverfahren

12. Erhält der Generalvikar über die Beauftragten bei 
Missbrauchsverdacht oder auf sonstige Weise die 
Nachricht über das Vorliegen eines Verdachts auf 
sexuellen Missbrauch eines Minderjährigen oder
erwachsenen Schutzbefohlenen durch einen im
Dienst der Kirche stehende Person (vgl. Punkt 4),
beauftragt er den Koordinator des Interventions- 
kreises mit der Einberufung des Interventionskrei-
ses. Auf diese Weise ist auch vorzugehen, wenn der
Generalvikar über sonstige im kirchlichen Kontext 
aufgekommener Verdachtsfälle sexualisierter Ge-
walt Kenntnis erhält.

13. Der Interventionskreis nimmt eine erste Sichtung 
des Sachverhaltes vor. Insbesondere bedarf es ei- 
ner Entscheidung darüber, ob eine Anhörung des
Beschuldigten durchgeführt werden kann (vgl. Leit-
linien Nr. 22). Weiter berät der Interventionskreis 
darüber, welche Maßnahmen zum Schutz der Be- 
troffenen zu ergreifen sind.

14. Der Interventionskreis berät darüber, ob dienst- 
bzw. arbeitsrechtliche Maßnahmen zu ergreifen 
sind sowie über die erforderlichen Informations-
und Kommunikationsschritte. Hierzu wird zeitnah
ein konkreter Ablaufplan für das Notfallmanage-
ment erarbeitet, der die Steuerung der Situation 
vor Ort regelt. Soweit erforderlich, erfolgt die In-
formation der Öffentlichkeit unter Berücksichtigung
von Leitlinie Nr. 54 ausschließlich über die Abteilung
Informations- und Öffentlichkeitsarbeit.

15. Um zum einen den Schutz möglicher Opfer zu ge- 
währleisten und zum anderen die – auch in Fällen 
des sexuellen Missbrauchs geltende – Unschuldsver- 
mutung zu berücksichtigen, wird der Beschuldigte 
in der Regel bis zur Klärung der Vorwürfe bei voller
Vergütung unter Anrechnung der Urlaubsansprü-
che freigestellt. Handelt es sich bei dem Beschul-
digten um einen Kleriker, kann der Ordinarius ge- 
mäß Art. 19 SST konkrete, in c. 1722 CIC genannte 
Maßnahmen verfügen, wobei die dort genannten 
Voraussetzungen zu beachten sind.

16. Das Bistum bietet dem Beschuldigten die Vermitt-
lung eines Rechtsbeistandes an und trägt die hier- 
mit verbundenen Kosten bis zum Abschluss des 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens auf 
der Basis der gesetzlichen Gebühren im Rahmen des
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes. In dieser Weise
ist auch vorzugehen, wenn sich Vorwürfe auf den

privaten Bereich des Beschuldigten beziehen. Die 
Stellung und Finanzierung eines Rechtsbeistandes
entfällt, falls der Beschuldigte die Vorwürfe vollum-
fänglich einräumt.

17. Die Durchführung der Anhörung des Beschuldig-
ten erfolgt in der Regel durch den Koordinator des 
Interventionskreises als Anhörenden unter Mitwir-
kung eines Protokollanten. Der Beschuldigte kann
eine Person seines Vertrauens, ggf. den bestellten
Rechtsbeistand, hinzuziehen. Die Anhörung wird in
der Regel aufgezeichnet und ist nach Möglichkeit 
von allen Beteiligten zu unterschreiben. Der Ge-
neralvikar wird durch den Koordinator des Inter-
ventionskreises über das Ergebnis des Gespräches
informiert. Der in diesem Fall tätige Beauftragte bei 
Missbrauchsverdacht wird durch den Koordinator 
des Interventionskreises über das Ergebnis ebenfalls 
informiert.

18. Soweit tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht 
einer Straftat nach dem 13. Abschnitt oder weiterer
sexualbezogener Straftaten des StGB an Minderjäh-
rigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen vorlie-
gen, leitet der Justitiar nach vorheriger Abstimmung 
im Interventionskreis die Informationen unverzüg- 
lich an die staatlichen Strafverfolgungsbehörden 
sowie an andere zuständige Behörden weiter. Die
Pflicht zur Weiterleitung entfällt nur ausnahmswei-
se, wenn dies dem ausdrücklichen, schriftlich doku-
mentierten Wunsch des Betroffenen entspricht und
der Verzicht auf eine Mitteilung rechtlich zulässig
ist. Die Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung 
bedürfen einer genauen Dokumentation, die von 
der betroffenen Person (ggf. seinen Eltern, Perso- 
nensorgeberechtigten, Betreuer) zu unterzeichnen 
ist. Die Strafverfolgungsbehörden sind in jedem Fall 
einzuschalten, wenn weitere Gefährdungen zu be-
fürchten sind oder weitere mutmaßliche Betroffene
ein Interesse an der strafrechtlichen Verfolgung der
Taten haben könnten.

19. Der Justitiar informiert – soweit rechtlich gebo- 
ten – andere zuständige Behörden (z. B. Jugend- 
amt, Schulaufsicht). Er hält den Kontakt zu den
staatlichen Stellen (Staatsanwaltschaft) während
des Ermittlungsverfahrens.

20. Eine seelsorgerische und supervisorische Unterstüt- 
zung des Beschuldigten kann auf Basis von Freiwil-
ligkeit unabhängig von jeder Schuldfrage erfolgen.
Dies gilt auch für die Nachsorge innerhalb der Ein-
richtung.
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D. Der Koordinator des Intervent ionskreises

21. Der Koordinator des Interventionskreises koordiniert
im Auftrag des Generalvikars die Intervention bei 
Missbrauchsfällen. Er verantwortet das Untersu- 
chungsverfahren und die Anhörungsgespräche mit
dem Beschuldigten.

22. Der Koordinator des Interventionskreises ist die 
zuständige Stelle für die Entgegennahme grund-
sätzlicher Anfragen zum Thema Missbrauch und
informiert über die Verfahrenswege.

23. Der Koordinator des Interventionskreises wird in der 
Regel durch den Ordinarius zum Voruntersuchungs-
führer einer ggf. durchzuführenden kirchlichen
Voruntersuchung gemäß c. 1717 CIC ernannt. Die
Durchführung der Voruntersuchung und der sich
anschließenden Schritte erfolgt unter Beachtung
der hierzu erlassenen kirchenrechtlichen Bestim- 
mungen.

24. Der Koordinator des Interventionskreises ist für die 
vollständige Dokumentation verantwortlich. Die
Ablage von Dokumenten erfolgt in einem hierzu
eingerichteten und zugriffsbeschränkten Laufwerk.
Die Weiterleitung von Dokumenten und personen-
bezogenen Daten per E-Mail soll nach Möglichkeit 
unterbleiben.

25. Der Koordinator des Interventionskreises informiert 
die zuständigen Personen der betroffenen kirchli- 
chen Rechtsträger über den Stand des laufenden
Verfahrens.

26. Der Koordinator nimmt geschäftsführend an den 
Sitzungen des Beraterstabes teil (Teil E). Er bereitet
die Sitzungen vor, beruft die Sitzungen im Auftrag
des Generalvikars ein, stellt – in Absprache mit den
Beauftragten bei Missbrauchsverdacht – die einzel-
nen Fälle in anonymisierter Weise vor und führt das 
Protokoll.

E. Beraterstab sexueller Missbrauch

27. Der gemäß der „ Verfahrensordnung zur Durchfüh-
rung der Leitlinien ‚Zum Vorgehen bei sexuellem Miss-
brauch Minderjähriger durch Geistliche im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz‘ im Bistum Limburg“ 
eingerichtete Arbeitsstab sexueller Missbrauch (AsM; 
vgl. Amtsblatt 2003, 147f.) führt seine Tätigkeit als
„ Beraterstab sexueller Missbrauch“  (nachfolgend:
Beraterstab) gemäß Leitlinien Nr. 7 fort.

28. Unter dem Vorsitz des Generalvikars gehören dem 
Beraterstab an: die Beauftragten bei Missbrauchs-
verdacht, psychiatrische Sachverständige, der Per-
sonaldezernent, der Justitiar, der Leiter der Koordi-
nationsstelle Prävention vor sexualisierter Gewalt, 
ein vom Priesterrat benannter Priester, ein vom Di-
akonenrat benannter Diakon, eine von der Haupt-
Mitarbeitervertretung benannte Person. Der Gene- 
ralvikar kann weitere Sachverständige hinzuziehen. 
Dem Beraterstab sollen wenigstens zwei Frauen an-
gehören. Der Beraterstab berät vertraulich.

29. Abhängig vom jeweiligen Einzelfall werden einzelne
oder mehrere Mitglieder des Beraterstabes konsul- 
tiert, die die für den konkreten Fall erforderliche 
Fachexpertise abbilden. Die Konsultation kann auch
im Rahmen einer Telefonkonferenz erfolgen.

30. Darüber hinaus tagt der Beraterstab regelmäßig als 
Kollegialgremium unter dem Vorsitz des Generalvi-
kars und nimmt die Aufgabe eines systematischen
Reflexionsgremiums aller Strukturen und Abläufe
bei Missbrauchsaufklärung und Präventionsbemü-
hungen im Bistum wahr.

F. Nachhalt ige Aufarbeitung

31. Der Generalvikar beauftragt nach Abstimmung im 
Interventionskreis die Koordinationsstelle Prävention
vor sexualisierter Gewalt mit

a. der Umsetzung der Nachsorge ,
b. der Durchführung begleitender Maßnahmen,
c. und der nachhaltigen Präventionsarbeit.

Als begleitende Maßnahmen nach Buchst. b) kom-
men u. a. in Frage: Information des zuständigen 
kirchlichen Vorgesetzten, sog. „ Intraprävention“
(d. h. supervisorisch-therapeutische Aufarbeitung
relevanter Vorkommnisse), Erarbeitung bzw. Über-
arbeitung von Risikoanalysen, Schutzkonzepten und
Verhaltenskodizes an den jeweiligen Einsatzorten,
Abschlussgespräch mit den Betroffenen (ggf. mit 
abschließender Sachstandsinformation, Nachricht
über ergriffene Maßnahmen, Initiierung und Beglei-
tung institutioneller Entschuldigung).

32. Der Interventionskreis berät den Ordinarius hinsicht- 
lich geeigneten Maßnahmen zur Wiederherstellung 
des guten Rufes eines fälschlich Beschuldigten oder
Verdächtigten (vgl. Leitlinien Nr. 42).
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G. Antrag auf „ Leistungen in Anerkennung des
Leids“

33. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht unter-
stützt die betroffenen Personen bei der Stellung
der Anträge auf „ Leistungen in Anerkennung des
Leids“ , nimmt die Anträge entgegen und leitet sie
an den Generalvikar zur Einreichung an die Zen-
trale Koordinierungsstelle beim „ Büro für Fragen
sexuellen Missbrauchs Minderjähriger im kirchli-
chen Bereich“  der Deutschen Bischofskonferenz
weiter.

34. Der Koordinator des Interventionskreises unter-
stützt den Beauftragten bei Missbrauchsverdacht
bei der gegebenenfalls erforderlichen Recherche
sowie hinsichtlich der Prüfung der Zuständigkeit
der Zahlung.

35. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht leitet die
Empfehlung der Zentralen Koordinierungsstelle
über die Höhe der Leistung zur Auszahlung an den
Koordinator des Interventionskreises weiter, der sei-
nerseits die Auszahlung zur Anweisung durch den
Generalvikar vorbereitet.

36. Der Beauftragte bei Missbrauchsverdacht infor-
miert die betroffenen Personen über die Entschei-
dung über Anerkennungsleistungen und weitere
Hilfen.

H. Inkraf t t reten

37. Die vorstehende Ordnung tritt zum 01. Oktober
2016 ad experimentum bis zum 30. September
2019 in Kraft.

Limburg, 30. September 2016 + Dr. Georg Bätzing
Az.: 5570/47355/16/04/1 Bischof von Limburg

Die Geltung der bis zum 30. September 2019 ad experimentum in Kraft gesetzten „Ordnung für 
das Vorgehen bei Verdachtsfällen von sexuellem Missbrauch Minderjähriger und erwachsener 
Schutzbefohlener durch kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich des Bistums 
Limburg (Interventionsordnung)“ vom 30. September 2016 (vgl. Amtsblatt 2016, S. 578–582) 
wird wegen der noch laufenden Revision der „Leitlinien für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und erwachsener Schutzbefohlener durch Kleriker, 
Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz“ (vgl. Amtsblatt 2013, S. 608–613, zuletzt in der Geltung verlängert bis zum 
31.12.2019 durch Verfügung vom 10. Juli 2019, vgl. Amtsblatt 2019, S. 617) sowie wegen des 
Projektes „Betroffene hören – Missbrauch verhindern. Konsequenzen aus der kirchlichen 
Missbrauchsstudie für das Bistum Limburg“ bis zum 1. September 2020 verlängert.

Limburg, 7. September 2019 + Dr. Georg Bätzing
Az.: 557O/61249/19/16/1 Bischof von Limburg (Amtsblatt Limburg 2019, S. 642)




